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Rollgeldausgleich und Bundesbahnwettbewerb 
Von Professor Dr. Dr. Wilhdm Böttg'er 

Werbung und Wdtbewerb sind motorische Kräfte des Wirtschaftslehens. 
Neue technisch fortschrittli.che Unternehmen regen häufig die älteren an, sich 
ebenfall~ um neue Mdhoden der W,erbung und des Wettbewerbs zu bemühen, 
um ihren Bestand auch fernerhin zu sichern. Eine Gl1enze für Maßnahmen dieser 
Art ist da gegeben, wo Auswüchse ,entstehen, dice letztlich die Volkswirtscluft 
in unzulässiger W-eise belasten. 
In dem _Wdtbewerb Eisenbahn - Kraftwagen haben sich die Gegensätz-e von 
den reinen Streckenkosten zunehmend auf die Ne b 'e n k 'Os ten v-erlagert. 
Eine umfassende wissenschaftliche Arbeit über das Maß der Belastung der v,er,. 
ladenden Wirtschaft mit den vielfältigen Nebenkosten des Transportvürganges 
fehlt. Die Meinungen über die r-echtlichen Voraussetzungen zur Werbung und 
zum W,ettbewerb mit Hilfe der Nehenkosten sowie üher die. wirtschaftlichen 
Wirkungen salcher Handlungsweise sind geteilt. 

1. 

1. Die Verfassung der Deutschen Bundesbahn steht dem Wettbewerbsgedanken 
nicht -entgegen. Die DB ist reine V,erkehrsanstalt des Bundes, ein in sich 
geschlossenes "Unte~'nehmen" in der f,orm dner Anstalt des öffentlichen 
Rechts, dessen Zweck -"-. und gerade deshalb ist sie als selbständige Anstalt 
aus der übrigen Verwaltung ausgegliedert worden - der Betrieb, die Unter" 
haltung mid die f,ortbildung der DB zum Nutzen der deutschen Vülks" 

. wirtschaft istl). Die DB ist mitten hineingestellt in den W,ettbewerb mit dcn 
anderen V,erkehrsmitteln. Sie muß sich um den Anteil am V,erkchr nach" 
drücklieh bemühen, um sa mchr, als die den Eisenbahnen auferLegte gemeinwirt" 
schaftliehe Vcrkehrsausübting ihre Handlungsfreiheit ,einengt, sie aber trotz". 
dem für die Erhaltung ihres wirtschaftlichen Gleichgewichts zu sorgen haben. 
Gewiß haben die Di,enststcllen der DB den Charakter von V'erwaltimgs" 
behörden, aber _doch nur für die hoheitli.chen Aufgaben der Bahn. Bei ihren 
Beförderungsgeschäften handelt sie gar nicht als Behörde, sondern eben als 
Transportunternehmer, der sich nach allen Seitcn im W-ettbewerb v-erteidigen 
muß. § 4 des Bundesbahngcsetzes vom 13. Dez'cmber 1951 verpflichtct die DB 
ausdrücklich, die V-erwaltung unter Wahrung der Interessen der dcutschen 
Volkswirtschaft untcr Bc '0 bach tun g kau fm ä n n ische r G run d sät z e 
zu führen. Das heißt aber nichts anderes, als daß sie wie .ein Kaufmann zu 
kalkulieren und Erfolgswirtschaft zu hetreiben hat, soweit nicht gemeinwirt" 
schaftliche Gründe ,entgegcnstehen. D1e Beförderungsgeschäfte der Eisen" 
bahnen sind dem Privatr-ccht zugewi,esen (v,ergl. § 453 H. HGB). Zur Be" 
urteilung dcr Rechtmäßigkeit ihres Geschäftsg,ebar,ens sind die ordentlichen 
Gerichte zuständig. 

1) SadOI' - Kitt-eI: 'Vas jeuer von uer Deulschen Bundesbahn wissen muß. Frankfurt a. Main 
1953, Soito 29. 
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2. § 6 EVO verpflichtet d1e Eisenbahn, Beförderungs" und Frachtverträge nur 
auf Grund der genehmigt,en und v,eröHentUchten T.arife abzuschließen. 
Der Anwendungsbereich des § 6 EVO ,ergibt sich aus dem § 3 EVO; der den 
Grundsatz des Beförderungszwanges aufstellt. Auf dem ~esen des Beförde" 
rungszwanges beruht die allgemeine V,erbindlichkeit der Tarif,e, die § 6 EVO 
regelt. Der Beförderungszwang ,erstr'eckt sich nach § 3 EVO zunächst nur 
auf den 'eigenen Bereich der Bahn (bezw. im Güterv,erkehr auch auf durch" 
gehende Beförderung nach ander,en deutschen Bahnen und nach ausländischen 
Bahnen). Der Beförderungs,zwang gilt nach § 2 (7) EVO auch für die in den 
Eisenbahntarif dnbezogenen ander,en Verkehrsmittel; er kann aber durch die 
Tarife ausdrücklich ausgeschlossen werden. Daraus ,ergibt sich, daß § 6 EVO 
nur insoweit Anwendung findet, als Beförderungszwang besteht. 

Nach § 6 EVO ist es verboten, billiger,e Frachten zu g'ewähr,en als der Tarif 
sie vorsieht, gleichgültig, ob eine solche V,erbilligung sogleich bei der Fracht" 
'erhebung geschieht oder ob sie später in Form von Rückvergütungen erfolgt. 
Nur dann sind solche Rückvergütungen zulässig, wenn sie unter den vor" 
zusehenden Bedingungen gleichmäßig Jedem V,erfrachter 'eingeräumt werden 
und wenn sie durch den Tarif v,eröffentlicht sind. 

Der Tarifzwang dient der sachgemäßen Durchführung des Beförderungs" 
zwanges. 

3. Nach § 75 EVO ist mit der Uebergabe von Gut und Frachtbrief auf dem 
Bestimmungsbahnhof an den Empfäng,er der Beförderungsv'ertrag erfüllt. 
Die Zuführung der Güter in die W,ohnung oder in die Geschäftsräume des 
Empfängers gescMeht nicht im Rahmen des Frachtv,ertrages, sondern ganz 
unabhängig davon durch dnen Nebenvertrag. 

Das Rollfuhrgeschäft steht rechtlich außerhalb des ,eigentlichen Eisenbahn,. 
beförderungsv,ertrages (§§ 53 (1), 63 (8) und 77 (4) EVO). Wenn kein Be" 
förderungszwang besteht, ist der Eisenbahn völlige Vertragsfreiheit ein" 
geräumt (RG 130, 80). Dk Bahn ist vor allem zur An" und Abrollung 
ni ch t ver p f I i ch te t. Sk k a n n nach § 77 EVO,di,e Güter selbst zuführen 
oder dafür dnen Rollfuhrunkrnehmer bestellen. Dieser Vorgang ist also vol1,. 
kommen unabhängig vom Frachtvertrag. Deshalb betont auch § 77 (4) EVO 
ausdrücklich, daß die Bahn hierbei nach den Bestimmungen der EVO haftet. 
Das wäre nicht notwendig gewesen, wenn die L'eistung im Beförderungs,. 
vertr,ag ICing,eschlossen wär,e. 

Die Festsetzung oder Aenderung der Rollgeldsätze steht mithin im Belieben 
der Eisenbahn. Sie bedarf auch nicht der Zustimmung des BVM. Das für die 
"Zuvollung" der Güter ,erhobene R,ollgeld ist kdne tarifmäßige Nebengebühr 
im Sinne des § 6 EVO. So können denn die Gebühven gegenüber ,einzelnen 
V,erfrachtern heliebig herabgesetzt werden. Es kann auch ganz darauf v,er" 
zichtet werden. W'enn aber die DB die Güter kostenlos oder zu Entgelten,. 
die unter den Selbstkosten Hegen, zufjlhren darf, dann kann sie auch ihren 
Kunden die diesen durch die Abrol1ung 'entstehenden Kosten selbst bis zur 
vollen Höhe ,erstatten. Die Gebühren haben die Eigenschaft von Höchst" 
preisen 2), die also erlass'en oder 'ermäßigt werden können. 

2) § 1 d,'r,I'I'Cisyoron!nung vom 10. Apl1il 1951;.111'0. Nr. 24/51 ßU!ld<ll!Il~z{;)iB'<lr Nr'. 70. S~,ilo 17. 
(Glgichw IJ'llt j'ÜI' dßII huhll!l.mtl-idwn Hollruhnhgn~L.) , 
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4. Die Gewährung von R'ollgeld ,entfällt, wenn die Bahn ihrerseits bereits eine 
Haus" Haus" Beförderung durchführt, z. B. bei Anschlußgleis" oder Lagerplatz" 
inhabern. In di,esem Falle wird .eine dem Haus"Haus"V,erkehr des LKW, 
gleichwertige L,eistung ,erbracht. 
Der Verkehr mit und ,auf den Privatanschlußgleisen fällt nicht lmter die 
Vorschriften der EVO. Die Bezi'ehungen zwischen Eisenbahn und A,nschließ.er 
sind durch Privatvertrag geregelt, der W,erkvertrag im Sinne des § 631 BGB 
ist. Für diese Tätigkeit erhält die Eis,enbahn als Frachtführer ve r t rag s" 
m ä ß i g e Gebühren. 
Der Anschlußinhaber ist im Hinblick auf die K'Üsten besser gestellt als andere 
Versender 'Oder Empfänger. Trotzdem ist ,es der DB nicht versagt, die 
Anschlußgebühren herabzusetzen. In gleicher W,eise kann bei Gleisanschlüssen 
ein weitgehender Ersatz aller mit dem Anschluß v,erbundenen Bahnbau" und 
Unterhaltungskosten ,erfülgen. 

5. Im Falle einer weiteren Abfuhr der Güter vüm Anschlußgleis zum Ver" 
brauchs ort, soweit dies nur mit LKW möglich ist, kann für die LKW" 
Transporte das Rollgeld gewährt werden. Denn di'e Kosten, die den An" 
schließern durch diese Beförderung 'entstehen (z. B. Anschlußgebühren, Kosten 
für die Unterhaltung des Anschlußgleises, für eine Beförderung vüm Ende des 
Anschlusses bis zur eigentlichen Entladestelle usw.), sind den K'Üsten für eine 
Rolleistung auf der Straße durchaus gleichzustellen. Die rechtliche Zulässig" 
keit iluer Uebernahme ,oder teilweisen Erstattung durch die Bahn kann daher 
nicht in Zweifel gez,ogen werden. W,enn man in solchem Falle di,e Beihilfe 
versagte, würden Gleisanschlußinhaber schIechter gestellt sein als V,erlader 
,ohne Gleisanschluß. Nur. derjenige ,erhält den Zuschuß, der wirklich Auf", 
wendungen für die Rolleistung nachweis,en kann., Es ist selbstverständlich', 
daß der Transport in, solchen Fällen Zug um Zug vor sich geht und nicht etwa 
'eine Verarbeitung der Güter' vor U mladung und W'eiterversand stattfindet. 
Die gLeichen V'erhältnisse .liegen v,or bei der Anlage und V'ermietung v,on 
L.agerplätzen, der Zustellung von beladenen Eisenbahnwagen auf Straßen" 
rollern, der Aufladung und Rollung von Behältern. 

6. § 6 EVO kann als Schutzvorschrift für den mit der Eisenbahn künkurri-erenden 
Kraftwagen insofern angesehen werden, als beide V,erkehrsmittel gleichen 
K'Ünkurrenzbedingungen unterliegen. Nur dann, wenn die DB ihren Kunden 
mehr bieten würde als Kraftfahrunternehmer gewähren, würde ein V'ersioß 
vorliegen. Das ist aber nicht der Fall, weil die DB eben nur den Unterschied 
der Hausr::Haus"Beförderung des Kraftwagens und der Beförderung auf der 
Schiene von Station zu Station ausgleicht. Die Gewährung von 'Beihilf'en ist 
kein unzulässiger Eingriff in'ein geschützt,es Rechtsgut, dem Recht am ein" 
gerichteten und ausgeübten Gewerhebetdeb. DLe standortbeeinflussende Wir" 
kung der Transportkosten ist ein altes Ideengut der \ll'irtschaftslehre. Zu aller 
Zeit und auch seit Geltung der EVO gibt es Transpmtpreismaßnahmen, die 
preisdifferenzierende Wirkungen, manchmal abträglicher Art, für, einzelne 
Wirtschaftsgebiete und :::unternehmungen hervorrufen, die aber trotzdem vom 
Gesetzgeber gebilligt werden, selbst wenn sie ausschließlich durch kauf" 
männische Ueberlegungen der Transportunternehmer geboten sind. 
Es besteht kein Grund zu der Annahme, daß der Gesetzgeber bei den Neben,. 
kosten 'eine andere Haltung ,einnehmen will als bei tarifgebundenen Frachten, 
so daß gegen eine ungleichmäßige Behandlung einzelner V,erfrachter bel der 
Abrollung rechtlich nichts ,eing-cwandt werden kann. 
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Es wäre aber begreiflich, wenn für die Bezuschussung von Transporten dieser 
Art ,eine Transportlänge auf der Schiene vorausgeset;c~t wird, die dk Gewähr 
bietet, daß der Schienentransport jedenfalls kostengedeckt ist. Damit würde 
die DB zugleich die ihr durch das Gesetz auferlegten Pflichten zur kauf" 
männischen Betriebsführung befolgen. 

7. Schließlich ist noch zu prüfen, üb das Y,erhalten der DB nicht als unlauterer 
Wettbewerb angesprochen werden kann. Die Anwendung des § 1 des Gesetzes 
gegen den unlauteren W<ettbewerb setzt sWenwidriges Y,erhalten voraus . 

. Es fehlt als subjektives Tatbestandsmerkmal die vorsätzliche Schadens" 
zufügung, die § 826 BGB verlangt. Denn die von der DB angewandten Mittel 
sind rechtlich ,erlaubt3). 

11. 

1. Die bisherige Darstellung ist von der Ueberlegung ausgegangen, daß bei der 
Wdtbewerbsregulierung zwischen Eisenbahn und Kraftwagen dem gleichen 
Entgelt grundsätzlich die gleiche qua n ti t.1 t i v e Leistung gegenüberstehen 
soll. Der Wdtbewerb soll lediglich auf dem Gebiete der Q 11 a I i t ä t der 
L ,e ist u n g .ausgetr,agen werden. Mithin würden nur solche Maßnahmen der 
Eisenbahn als unzulässig angesehen, die darauf abzielen, bei gleichem Entgelt 
die Leistungen der Eisenbahn quantitativ über den Rahmen der Kraftwagen" 
leistung auszudehnen. 

2. Einst ,sollte der Wdtbewerb im Tarif durch das GFG und den RKT aus" 
geschaltet werden. Gleichgesetzt wurden die T,arife der Bahn von Station 
zu Station mit denen des Kraftwagens von Haus zu Haus. Praktisch bedeutet 
das aber dnen Vorsprung des Kraftwagens, denn dem gleichen Entgelt im 
DEGT und RKT standen ungleich<! Leistungen gegenüber. Dieser Regelung 
entgegenstehende Y'erträge, die die Eisenbahn oder die Deutsche Bahn" 
spedition G. m. b. H. oder auf ihre Weisung andere Spediteure auf Grund des 
Bahnspeditionsvertrages geschlossen hatten, um im Wdtbewerb mit dem Kraft" 
wagen Rollgebühren und andere Nebenkosten der Eisenbahnbdörderung oder 
die für den bahnamtlichen Rollfuhrdienst allgemein geltenden Sätze zu senken, 
waren nach § 41 GFG 'erloschen. Auch Zuschüsse, welche die damalige Reichs" 
bahn unmittelbar üder mittelbar den Umladern gegeben hatte, um die Ab" 
wanderung dieser Gütertransporte von der Schiene auf den Kraftwagen zu 
verhindern, fielen fort. 
Es war jedoch im GFG nicht gesagt, daß Yueinbarungen solcher oder ähn" 
licher Art für die Zukunft unzulässig sein sollten. Man wollte für die zu 
.erwartenden künftigen Tarifverhandlungen einen festen Ausgangspunkt für 
die T,arifpolitik des GFG gewinnen. 

3. Im Güterkraftgesetz (GüKG) vom 17. Oktober 1952 fehlt 'eine dem § 41 GFG 
analoge Bestimmung. Ohne rechtliche Bedenken können Zuschüsse von der 
DB zum vollen Ausgleich der beim Bahntransport gegenüber dem Kraftwagen 
zusätzlich entstehenden Umlade" und An" und Abfulu:kosten gewährt werden. 
Bei dieser Rechtslage ist ,es auch müßig, heute Vermutungen über eine 'früher 
angeblich beabsichtigte Rechtsentwicklung anzustellen. Entscheidend ist, Was 

. jetzt Rechtens ist. Für den Tarifzwang gilt § 22 GüKG, der an die Stelle 

3) Vcrgl. auch Braun: Die :D.eulsdlO Bundesbahn unu das Gesetz zur Bekämpfung (les unlauleren 
Wettbewerbs. "Die Bundesbahn", Jahrg. lU55, SC'i'le 70G .. 
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von § 14 GFG getreten ist. Aufrechterhalten ist § 5 ,KYO 4), wonach der Unter" 
nehmer noch dn besondel'es Rollgeld neben seiner Fracht verlangen kann, 
worauf aber üblicherweise v,erzichtet wird. Ein Rechtsverstoß wird.in diesem 
Verzicht nicht gesehen. Beförderungsentgdte nach § 22 GüKG sind Fest" 
,entgelte. Die Gebühren für Rollfuhrldstungen sind Höchstsätze (§ 9 KYO). 
Diese Darlegungen gelten nur für den Güter kr a f t verkehr. Aus dem GüKG 
können für die DB gdtende Folg1erungen n ich t hergeleitet werden. 

In. 
Eine Untersuchung über die Zulässigkeit v'Ün Wrettbewerbsmaßnahmen in Gestalt 
von R'Üll" und Umladezuschüssen muß sich an klar,e, festumrisslene Tatbestände 
halten. Mutmaßungen, die aus möglichen, aber nicht bewi'esenen 'Oder bestrittenen 

. Tatbeständen hergeleitet werden, haben für die Urteilsfindung nur bedingten W,ert. 

1. Die DB will mit Hilfe von RoH" und Umladekostenzuschüssen 5) - erstere 
werden gezahlt zu den An" und Abfuhrkosten für die beförderten Güter, 
letztere für das Umladen der Güter, z. B. v'Om Str.aßenfahrz.eug auf den Eisen" 
hahnw.agen und umgekehrt - ihl'e durch den Haus"Halls"Verkehr des LKW: 
geschw.ächte Stel1ung in dne bessere Y,erteidigungsform bringen. Denn mit 
'den gleichen Frachtsätz·en des Eis,enbahngütertarifs vollbringt die DB eine 
quantitativ geringel'e L'eistung als der LK\V, der die Güter heute zu den 
gleichen Sätzen des RKT von Haus zu Haus befördert. Um die Einholung 
dieses Y'Orsprungs des LKW's handelt 'es sich. Bis zur Grenz'e der echten 
Angleichung möchte die DB durch R'Üll" und Umladekostenzuschüsse nach" 
helfen. FGeinesfalls ist daran gedacht, überdi'ese Grenz·e hinaus Zuschüsse 
zu gewähren, dh': die Höhe der tatsächlich aufgewandten Kosten überschl'eiten; 
das wäre eine unzulässige Handlungsweise. 

2. Der "Zuschuß" im R'Üllgeschäft ist für viele bahnamtliche oder Auftrags" 
spediteure für die Ausgleichung ihres Auskommens im Rollgeschäft ein fester 
Begriff geworden. Zudem sind die Rollgebührlen nicht nur ein Transportpl'eis, 
sondern auch dn Entgelt für speditionelle L,eistungen. 

Die Geschichte des Rollgeldausgleichs beginnt mit dem Bahnspeditionsvertrag 
vom 5. Februar 1931. Ymher war das R'Üllgeld nach örtlich gebildeten und 
örtlich verschiedenen Tarifen beim Absender oder Empfänger ,erhoben worden. 
Es mußte alle K'Üsten der RoHung decken. Mit dem Bahnspeditionsvertrag 
führte die Eisenbahn dnen niedrigeren, allerorts gültigen Einheitsgebühren" . 
tarif (EGT) mit HöchstpreislCigenschaft dn, der auch d.ann bestehen blieb 
als der Einhdtsgebührentarif durch einen Ortsklass·entarif abgelöst wurde: 
Da das Rollgeld die Kosten der R'Üllung nicht deckte, hatte sich die Eisenbahn 
verpflichtet, den hahnamtlichen Rollfuhrunt'ernehmern und Auftragsspediteuren 
einen Ausgleich zwischen Rollgeld" Einnahmen und Selbstkosten (+ 10 üfo 
Nutzenspanne) zu zahlen. Zweck des R'Üllgeldausgleichs ist es, dem Eisenbahl1;o 
kunden billigere R'Üllsätze einzuräumen 6). I 

4) Die KVO, ust koine gesetzLiche Vorschrift \Vi.; die EVO, sondern Teil (les Tarifs. S.io wird wirk­
sam nur als VCl'lragsgrundlagc durch bciderscüige Unterwcrfung unter ihre Bestimmungen. 
6) Es handeLt sich h~crbeiim allgemeincn um di<J Zmchüsse der Eisenbahn, weIche unter der Voraus­
setzung gIdcher quantitaliver Lcu,lungsmengen miteinander in Vergleich gestellt werden. 
6.) Ob und illwi'eweit di,c Sdhs·lkos'tell durch den Hollgeldausgk>ich godeckt werden, braucht in 
diesem Zusammenhang ni'cht erörtert zu werden .. 
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Die Bahn kann aber auch dem Empfänger die Abfuhr überlassen und ihm für 
diese Tätigkeit eine Y,ergütung gewähren, die sie bei unmittelbarer Abfuhr mit 
,eigenen Fahrzeugen hätte aufwIenden müssen, wie sie sonst üblicherweise in 
Gestalt eines (die Selbstkosten nicht deckenden) Rollgeldausgleichs dem Bahn" 
spediteur gewährt wird. Solche Y,ergütungen wird man unbedenklich unter 
dem gleichen Gesichtspunkt behandeln können wie die Rollgeldzuschüsse. 
Daran ist die Eisenbahn gesetzlich in keiner Weise gehindert. Sie ist völlig 
frei in ihrer, Entscheidung, welche y,ergütung für die An" und Abrollung sie 
beanspruchen will. Sie kann daher ihre Kontrahenten ganz individuell und 
unterschiedlich nach ihrem Gutdünken l?ehandeln. 

IY. 

Es ist zusammenfassend zu :liolgern: 
1. Die DB darf die Güter den durch Y'ertrag bestimmten Empfängern zu Ent" 

gelten zustellen, die IU n t ,e r den Selbstkosten liegen. Sk kann auch auf das 
Entgelt ganz verzichten. 

2. Die DB kann solchen Empfängern, die die Abrollung der Güter selbst über", 
nehmen, Ausgleichsv,ergütungen zahlen. 

3. bie Höhe der Ausgleichsvergütungen ist begrenzt durch die Aufwendungen 
des Empfängers für die Abmllung der Güter, oder die der DBentstehen, 
wenn sie die Abrollung selbst durchführt. 

4. Ein Rollgeldausgleich darf nicht über den Rahmen der tatsächlich entsfandenen 
Rollkosten hinaus v1ergütet werden. Das würde praktisch einer Fracht", 
rückvergütung gleichkommen und eine Umgehung des § 6 EYO bede1.lkn. 

5. Anschlußgleis", und Lagerplatzinhaber erhalten ,einen Rollgeldausgleich, soweit 
Rolleisturigen vom Endpunkt der Schienentransporte aus geleistet werden. 

',":'.-: .. 
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,Wes'entliehe Fragen der Landeskultur sind bereits in den Jahrhunderten des 
römischen Imperiums ,am Rhein in Angriff genommen worden. Da der Bau 
künstlicher Wasserstraßen immer zu den Ruhmestaten der M'enschheit gehört hat, 
richteten die R'epräs,entanten Roms am Rhein mehrfach ihr Augenmerk auf die 
Anlage v,on Kanälen auch in klarer Erkenntnis ihrer NützlichKeit. So ist ihnen 
der Plan <eines Y,erbindungskanals zwischen Rhein und Maas zu verdanken, 
zwei benachbarten. gl10ßen Flüssen, die vlor' allem in ihrem un~eren Laufe von 
Anbeginn ,eine gemeinsame natürliche, eine verwandte geschichtliche und wirt:: 
schaftliche Entwicklung ,erfahr,en haben. Der 'erste Kanalbau der Römer betraf 
zunächst nicht dieses Rhein",Maas"System, s,ondern eine schiffbare V,erbindung 
zwischen dem Niederrhein (,etwa in Höhe von Arnheim) und der damals noch 
aus vielen kleinen Seen bestehenden Zuiders,ee. Es war <ein die alte mit der 
neuen Yssel v,erknüpfender Schiffahrtsweg, von dem Tacitus zum Jahre 12 vor 
Christus als "Fossa Drusiana" (Annales II 8) berichtet. 

Dieser kundige und gewissenhafte Römer ist auch Gewährsmann für das 
zweite römische Kanalpl'lojekt, das wie die Drusiana nicht aus wirtschaftlichen, 
sondern. militärischen Erwägungen hegonnen worden ist. W,enn der Kanal des 
Drusus als He,eresstraße im Kampfe gegen di~ Sigambrer und Usipeter zur 
Sicherung des römischen Herrschaftsgebietes bis 'zur friesischen Mündung der 
Ems dienen s'Üllte, so lentspr,aeh der IUm das Jahr 47 nach Christus beschlossene 
Rh ,e in" M a a :S" K a n a I des Militärhef,ehlshabers Cn. Dom. Corbulo vornehm" 
lieh dem Zwang zur sinnvollen Beschäftigung der durch Tatenlosigkeit gefähr" 
deten LIegionen. Daneben gab es bei diesem 23 MeHen langen Kanal, dessen 
Linienführung v'Ün Tacitus nicht überliefert wurde, ein zweites Motiv. Es heißt 
inAnnales Liber XI 20: "Ut tamen miles otium ,exueret, inter Mosam Rhenumqe 
trium .et viginti inilium spat10 f'Üssam perduxit, qua ineerta Oceani vitarentu'r." 
Man hat den Nachsatz mit der Absicht Crorbulos zu interpretier,en gesucht, durch 
diesen Kanal die wegen ihr,er Unsicherheit gefürchteten Wogen des Ozeans und 
damit die Ueberschwemmungen und Eisfahrren in dem v'Ün ihm hesetzten Gebiet 
abzuleiten. Da wirtschaftliche Ueberlegungen den Germanen geg,enüher diesles 
Kanalprojekt nicht bestimmt haben können, hat man zusätzlich an eine schütz'ende 




